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verordnung ۱ 

über FJulaſſung eines Volksbegehrens. 

Auf Grund der 88 6 und 7 des Geſetzes über den 
Volksentſcheid vom 6. März 1925 (Geſetzblatt S. 335 ff) 
wir hiermit verordnet: 7 

5 1 

Auf den von mehr als 2000 Stimmberechtigten ge= 
ſtellten Antrag wird ein Volksbegehren mit dem Hennwort 
„Volkswille“ für folgenden Geſetzentwurf zugelaſſen: 


© © ſ e 6 
betr. Abänderung der Verfaſſung der Freien Stadt 
Danzig. : 


Die Verfaſſung der Freien Stadt Danzig in der 9 
der Bekanntmachung vom 14 Juni 1922 wird wie folgt 
geändert: 

Artikel ۰ 
Artikel 6 erhält folgenden Wortlaut: 
„Der Volkstag beſteht aus zweiundſiebzig Abgeordneten“. 
Artikel 2. 
Artikel 9 erhält folgende Faſſung: 
„Der Volkstag wird auf 4 Jahre gewählt“. 

Vor Ablauf der Wahlperiode kann ſich der Volkstag 
durch eigenen Beſchluß auflöſen. 

Der Antrag auf Auflöſung des Volkstages durch eige⸗ 
nen Beſchluß bedarf der Unterſchrift von wenigſtens fünf⸗ 
zehn Abgeordneten. Er iſt mindeſtens eine Woche vor der 


Verhandlung allen Abgeordneten und dem Senat mitzutei⸗ 


len. Der Beſchluß erfordert die Suſtimmung der Mehrheit 
ſämtlicher Abgeordneten, und, ſofern er nicht mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Anweſenden gefaßt iſt, eine 
Beratung und Abſtim mung früheſtens nach fieben Tagen. 
In dieſem Falle genügt der Beſchluß der Mehrheit ſämt⸗ 


licher Abgeordneten. 


Die Neuwahl des Dolfstages findet an einem Sonn: 


| tag im vorletzten Monate vor Ablauf der Wahlperiode 


ſtatt. 9 
Inm Falle der Auflöfung findet die Neuwahl an einem 


Sonntag binnen zwei Monaten, jedoch nicht vor ſechs 


das Wahlgeſetz. 


Wochen nach dem Tage der Auflöſung ſtatt. Der bisherige 
Dolfstag führt die Geſchäfte bis zur Neuwahl weiter. 

Die Wahlperiode des neuen Volkstages beginnt, falls 

der Volkstag ſich aufgelöſt hat, mit dem Tage der Neuwahl im 

übrigen mit dem Ablauf der Wahlperiode des alten Volkstages. 

Das Nähere über die Wahl des Volkstages beſtimmt 


Artikel 3.‏ ای 
Im »Actikel 12 wird der Abſatz 2 durch folgende neue‏ 
aſſung erſetzt: Er / 0111‏ 

Sur erſten Sitzung nach jeder Neuwahl tritt der ۰+ 


tag ſpäteſtens am fänfzehnten Tage nach dem Beginn der 


Wahlperiode auf Berufung des Senats zuſammen. 


— 
=." 


Im Falle der Auflöſung oder des Ablaufs der Wahl- 
periode führen der bisherige Präſident des Volkstages and 


NReuteich, den 15. Oktober 


den beiden Perſonen, 


۰ 
8777 


reis⸗Blatt 


für den Kreis Gr. Werder 


Bezugspreis monatlich 1,30 Danziger Gulden. 


1928 


ſeine Stellverteter ihre Geſchäfte bis zum Beginn der erſten 
Sitzung des neugewählten Volkstages weiter. 
®,- Artikel 4. 

Artikel 25 erhält folgende Faſſung: 

Der Senat beſteht aus dem Präſidenten, dem ftellver- 
tretenden Präſidenten und zehn Senatoren. 

Der Präſident und vier Senatoren werden als 
vollbeſoldete Mitglieder, der ſtellvertretende Präſident 
des Senats und ſechs Senatoren als unbeſoldete Mitglieder 
auf unbeſtimmte Seit vom Volkstag gewählt. 


Die Wahl iſt geheim, und geſchieht durch Abgabe 


von Stimmzetteln. Gewählt ift, der die Mehrzahl der abs 
gegebenen Stimmen erhält. Wird die unbedingte Stimmen— 
mehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht erzielt, ſo iſt unter 
die die meiſten Stimmen erhalten 
haben, abermals zu wählen. Erhalten bei der Stichwahl 
beide Bewerber die gleiche Stimmenzahl, ſo entſcheidet das 
vom Präſidenten des Volkstages zu ziehende Los. 
Artikel 4a (neu). 

Artikel 28 wird wie folgt geändert: 

In Abſatz J, Satz 1 werden die Worte „durch den 
Präfidenten des Senat oder deſſen Stellvertreter“ erſetzt 
durch die Worte „durch den Präfidenten des Volkstages 
oder deſſen Stellvertreter“. 

Artikel 4b (neu). 
Artikel 29 erhält folgende Faſſung: 
Die Mitglieder des Senats ſind einzeln und in ihrer 


SGeſamtheit von dem Vertrauen des Dolfstages abhängig 


und haben von و‎ Amte zurückzutreten, wenn der 5۰2 
tag ihnen ſein Vertrauen durch ausdrücklichen Beſchluß 
entzieht. Der Antrag auf Entziehung des Vertrauens bedarf 
der Unterſchrift von wenigſtens fünfzehn Abgeordneten. Er 
iſt mindeſtens eine Woche vor der Verhandlung allen Ab⸗ 
geordneten und dem Senate mitzuteilen. Der Beſchluß er- 
fordert die Suſtimmung der Mehrheit ſämtlicher Abgeord- 
neten und ſofern er nicht mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Anweſenden gefaßt iſt, eine zweite Beratung 
und Abſtimmung früheſtens nach ſieben Tagen. in dies 
ſem Falle genügt der Beſchluß der Mehrheit ſämtlicher 
Abgeordneten. ۱ 
Artikel 46 (neu). 

Artikel 35 erhält folgende Faſſung: 

Das Gehalt, das Ruhegehalt und die Hinterbliebenenver: 
ſorgung der vollbeſoldeten Mitglieder des Senats ſowie die 
Aufwandsentſchädigung für die unbeſoldeten Mitglieder 
des Senats werden durch Geſetz geregelt. 

Artikel 4d (neu). 

In Artikel 34 werden die Eingangsworte 

„Die Mitglieder des Senats im Hauptamt“ erſetzt durch 
die Worte „Die vollbeſoldeten Mitglieder des Senat“ und 
„die im Nebenamt“ erſetzt durch die Worte „die unbefol- 
deten!“ ۱ 
2 Artikel 46 (neu). 

Artikel 64 erhält folgende Faſſung: 
Die Richter der ordentlichen Gerichts barkeit werden auf 


Lebenszeit ernannt. 
Artikel Af (neu). 

Artikel 66 erhält folgenden Wortlaut: 

Die Amts verhältniſſe der Richter werden durch ein 
beſonderes Geſetz beſtimmt, das nur in den Formen des 
Artikels 40 abgeändert werden kann. 

Artikel 4g (neu). 

Artikel 69 erhält folgende neue Abſätze 2 bis 5: 

Die Gemeindeangelegenheiten der Stadt Danzig wer⸗ 
den vom Magiſtrat der Stadt Danzig und von der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung der Stadt Danzig geleitet. 

Der Magiſtrat beſteht aus dem Präſidenten des Senats 
als Vorſitzenden, vier vom Senat zu beſtimmenden Sena⸗ 
toren und fünf unbeſoldeten Stadträten. 

Sur Beſchlußfaſſung über Gemeindeangelegenheiten 


der Stadt Danzig wird vom Volkstag aus Angehörigen 


der Stadt Danzig nach dem Verhältnis der im Stadtkreis 
Danzig bei der letzten Volks tags wahl auf die einzelnen 
Wahlvorſchläge entfallenen Stimmen eine Stadtverordneten- 
verſammluug der Stadt Danzig gewählt. Die Amtsdauer 
der Stadtverordnetenverſammlung der Stadt Danzig endet 
gleichzeitig mit der des Volkstages. 

Die Stadtverodnetenverſammlung der Stadt Danzig hat 
die unbeſoldeten Stadträte zu wählen. 
die Suſammenſetzung und Suſtändigkeit der Stadtverord- 
netenverſammlung der Stadt Danzig ſowie die Verwaltung 
der Stadtgemeinde Danzig ein beſonderes Geſetz. 

Artikel 5. 

Es treten in کے‎ 

a) Artikel J, 2, 3, 4a, 4e, Af, dieſes Geſetzes mit der 
Venen Artikel 1 jedoch mit der Maßgabe, 


Im übrigen regelt 
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gungsverfahren durchzuführen. Das Eintragungs verfahren 


das die gegenwärtige Sahl der Abgeordneten bis 


zu einer Neuwahl des Volkstages beſtehen bleibt, 

b) Artikel 4, Ab, 4c, 4d, 4g dieſes Geſetzes am ۰ 
Januar 1928 mit der Maßgabe, daß die Aemter 
der Senatoren im Nebenamt, die ſich am 51. 
Dezember 1928 im Dienſt befinden, an dieſem Ta- 
ge erlöſchen und die Neuwahl des Senats und des 
Magiſtrats nach den neuen Beſtimmungen im De⸗ 
zember 1928 zu erfolgen hat. 

Der bisherige Senat wird ermächtigt, die Verfaſſung 
binnen vierzehn Tagen nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
in der neuen Faſſung unter Weglaſſung des Artikels 117 
im Geſetzblatt neu zu verkünden. 

: Danzig, den 22/27. September 1928. 
Vertrauensmann: Regierungsrat Dr. Hurt Blavier, Lang’ 
fuhr, Brunshöferweg 35. 


Stellvertreter: Parteiſekretär Albert Maier, Danzig, 
Hundegaſſe 61, Telef. 26721. 
Kreis: Danzig. Gemeinde: Danzig. 


82 
Die Eintragungsftift beginnt am 22. Oktober 1928 
und endigt am 28. Oktober 1928. 
9 8. 
Sum Abſtimmungsleiter wird Herr Öberregierungs- 
rat Dr. Meper⸗Barkhauſen, zu deſſen Stellvertreter Herr 
Reg⸗Rat Köppen ernannt. 


Danzig, den 5. Oktober 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 


Veröffentlicht! 


Für die Durchführung des Volksbegehrens kommen 
die folgenden Beſtimmungen in Frage: 
a) Geſetz über den Volksentſcheid vom 6. 3. 1923 (Ge⸗ 
ſetz⸗Blatt 5. 335), 

b) Verordnung zur Ausführung der Verordnung des 
Geſetzes über den Volksentſcheid (Abſtimmungsord - 
nung) vom 5. 10. 1925 (Geſetzblatt S. 1020). 
Nach dieſen Beſtimmungen iſt zunächſt وو‎ Eintra- 


geht wie folgt vor ſich: 
Eintragungsliſte. 

In jedem Gemeindeamt iſt in der vom Senat be- 
ſtimmtenEintragungsfriſt v. 22. 10. b. 28. 10. d. Is. in der Seit 
von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr nachmittags eine Ein⸗ 
tragungsliſte aus zulegen. Die erforderlichen Vordrucke hier’ 
für find in dieſen Tagen an die Gemeindebehörden zur ۰ 
ſendung gelangt. Etwaiger weiterer Bedarf kann bei mir 
angefordert werden. Zu der Eintragung dürfen nur die 
vorgeſchriebenen Vordrucke verwendet werden. 

Ortsübliche Bekanntmachung. 

Die Gemeindebehörden haben unverzüglich in ortsüb- 
licher Weiſe bekanntzugeben, wo, an welchen Tagen und 
zu welchen Tagesſtunden die Unterſchriften in die Liſten 
eingetragen werden können. 

r 

Sur Eintragung iſt nur zuzulaſſen, 

a) wer in die Wählerliſte der Volkstagswahl vom ۰ 
11. 1927 eingetragen iſt; es fet denn, daß das Stimm⸗ 
recht inzwiſchen verlorengegangen iſt oder während 
der Eintragungsfriſt ruht. 

b) wer einen Eintragungsſchein hat. 

Perſonen, die wegen Erteilung eines Wahlſcheines nach 
8 11 der Volkstagswahlordnung in der Wählerliſte zur 
Volkstagswahl vom 15. 11. 1927 geſtrichen worden find, 
gelten als eingetragen. 

Eintragungsſcheine. 

Der Eintragungsſchein berechtigt zur Eintragung in 
einem beliebigen Eintragungsraum. 

Einen Eintragungsſchein erhält auf Antrag 

I. ein Eintragungsberechtigter, der in der 

(Wählerliſte) eingetragen iſt, 

1. wenn er während der ganzen Eintragungsfrict außer · 
halb des Ortes ſich aufhält, in deſſen Stimmlifte 
(Wählerliſte) er eingetragen iſt. 

2. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder 
Gebrechens in ſeiner Bewegungsfähigkeit behindert 
iſt und durch den Eintragungsſchein die Möglichkeit 
erhält, einen für ihn günſtiger gelegenen Eintra⸗ 
gungsraum aufzuſuchen. 

II. ein Eintragungsberechtigter, der in eine Stimmliſte 
nicht eingetragen oder darin geſtrichen iſt, 

1. wenn er wegen Ruhens des Stimmrechts (Wahl⸗ 
rechts) nicht eingetragen oder geſtrichen war, der 
Grund dafür aber nachträglich weggefallen it, 

2. wenn er nach Ablauf der Auslegungsfrift für die 
Volkstagswählerliſte, das iſt der 24. 10. 1927, ſei⸗ 
nen Wohnort von dem Ausland in das Inland 
verlegt hat. 

5. wenn er nachweiſt, daß er bei der letzten Auslegung 
der Stimmliſten (Wählerliſten) ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden die Friſt zur Einlegung eines Einſpruchs 
gegen die Wählerliſte verſäumt hat. 

4. wenn er nachweift, daß er erſt nach der zuletzt vor- 
genommenen Abſtim mung der Wahl (Volkstagswahl 
vom 15. 11. 1927) ſtimmberechtigt geworden iſt. 

Haben Berechtigte, die in der bei der Dolfstagswahl 
vom 13. II. 1927 benutzten Stimmliſte (Wählerliſte) ein⸗ 
getragen find, einen Eintragungsſchein erhalten, fo iſt dies 
in der Stimmliſte in der für den Vermerk der erfolgten 


Stimmliſte 


Stimmabgabe vorgeſehenen Spalte, und wär in der nächſt⸗ 


folgenden Spalte zu vermerken. 


Der Eintragungsſchein iſt nach dem in der Anlage 
gegebenen Vordruck auszuſtellen. 


zuſtellen. AR, 


Ueber die ausgeftellten Eintragungsſcheine hat die 
Gemeindebehoͤrde ein Verzeichnis zu führen. 


Einſprüche. 
e die Ablehnung der 9 zur Eintragung 


Eintragungsſche ine find * 
bis zum Ablauf der Eintragungsfrift (28. 10. 1928) aus 


سا 


0 


Gibt die Gemeindebehörde dem Ein- 
ſpruch nicht alsbald ftatt, fo entſcheidet ihre Auffichtsbe- 
hörde (Candrat) binnen 1 Woche. 

Eintragung in die Liſten. 

Die Eintragungsberechtigten müſſen ſich ſelbſt in die 
Liſte eintragen. Es müſſen alle Spalten vollſtändig und 
leſerlich ausgefüllt werden. Erklärt ein Eintragungsberech⸗ 
tigter, daß er nicht ſchreiben kann, ſo wird ſeine Unter⸗ 
ſchrift durch die von dem Gemeindevorſteher vorzunehmen⸗ 
de Feſtſtellung dieſer Erklärung erſetzt. Die Feſtſtellung iſt in 
der Eintragungsliſte unter Angabe des Tages der Erklärungs⸗ 
abgabe zu beurkunden. Handzeichen oder nicht leſerliche Unter⸗ 
ſchriften find in der Spalte „Bemerkungen“ von dem Ges 
meindevorſteher zu erläutern. 

Die Eintragung muß enthalten 

a) Vor- und Sunamen, bei verheirateten und verheiratet 
geweſenen Frauen auch den Geburtsnamen, 

b) Stand, Gewerbe- oder Beruf, 

c) Bezeichnung der Wohnung. ; 
Bevor die Unterſchrift in die Eintragungsliſte einge⸗ 


tragen wird, hat die Gemeindebehörde in der Stimmlifte 
( Wählerliſte) in der für den Vermerk der erfolgten Stimm- 


abgabe beſtimmten Spalte eine entſprechende Eintragung zu 
niachen (am beſten durch Vermerk der lfd. Nr., unter der 
ſich der Berechtigte in die Eintragungsliſte einzeichnet). Zu 
verwenden iſt hierbei in jeder Stimmliſte dieſelbe und zwar 
die nächſtoffene Spalte. 

Inhaber von Eintragungsſcheinen (ſ. oben) übergeben 
dieſe Scheine; die Gemeindebehörde ſammelt die Eintra— 
gungsſcheine und verwahrt fie, bis der Erfolg des Eintra- 
gungs verfahrens feſtſteht. 

Abſchluß der Eintragungsliſten. 
Die Gemeindebehörden haben nach Ablauf der letzten 


Eintragungsſtunde, alſo ſpäteſtens am Abend des 28. 10. 


1928, die Eintragungsliften nach dem auf dem Vordruck 
befindlichen Muſter abzuſchließen. 
Meldung des Abſtimmungsergebniſſes. 
Hierüber folgt noch beſondere Verfügung. 


— 108 — 
der gegen die Verſagung eines Eintragungsſcheines iſt 
Einſpruch zuläſſig. 


Allgemeines. 

Aufrufe (Plakate) von Parteien uſw., die ſich für oder 
gegen den von den Antragſtellern vorgeſchlagenen Geſetz⸗ 
entwurf ausſprechen, dürfen keinesfalls zum Gegenſtand 
einer amtlichen Veröffentlichung gemacht werden, da eine 
behördliche Beeinfluſſung des Verfahrens unterbleiben muß. 

Die Eintragung in die Eintragungsliſte iſt nicht ge⸗ 
heim. Auf der anderen Seite kennt aber das Eintragungsver⸗ 
fahren nicht den Begriff der Oeffentlichkeit in dem Sinne, 
wie er für die Stimmabgabe bei Volkstagswahlen und bei 
einer Dolfsabftimmung feſtgelegt iſt. Die Räume, in denen 
Eintragungsliſten aufgelegt werden, ſind vielmehr nicht anders 
zu behandeln, als andere Dienſträume der Gemeindebehör— 
den, insbeſondere die Räume, in denen bei Wahlen die 
Stimmliſten zur öffentlichen Einſicht aufgelegt werden. 

Eine förmliche Ueberwachung des Eintragungsverfah— 
rens durch Beauftragte der Antragſteller wäre mit den 
Beſtimmungen nicht vereinbar, auch mit der hoheitlichen 
Stellung der Gemeindebehörden bei dem Eintragungsver— 
fahren nicht verträglich. Eine Beſetzung der Eintragungs⸗ 
سید‎ mit Obleuten von Parteien kommt hiernach nicht in 

rage. 

Tiegenhof, den 12. Oktober 1928. 

Der Landrat. 


Eintragungsſchein. 
für das Volksbegehren „Volkswille“ 
SUBARO E SEE ß 
Dorname: 
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SONO DELU OO ۱۱۵ y ae 
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Strape und Hausnummer! EHE 
kann unter Abgabe dieſes Eintragungsſcheines in einer be- 
liebigen Gemeinde ſich in die Eintragungsliſte eintragen. 


RE ES E F‏ با 
(Ort)‏ 
Der Gemeindevorſteher.‏ 
en‏ , 
(Unterſchrift)‏ 


Druck und Verlag von R. Pech & W. Richert, Neuteich (Freie Stadt Danzig). 
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